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Gesetz zur Bereitstellung dokumentenechter Stifte in Wahlzellen 
Gesetzentwurf der Fraktion der PIRATEN – Drucksache 18/2622 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Arbeitsgemeinschaft der Kommunalen Landesverbände bedankt sich für die Gelegenheit, 
zum o.g. Gesetzentwurf Stellung nehmen zu können. 
 
Die in der Begründung des Gesetzentwurfes geschilderte Sachlage, wonach die Auslage radier-
barer Bleistifte regelmäßig Verunsicherungen oder Beschwerden von Wählerinnen und Wählern 
hervorrufen würde, können wir nicht bestätigen. Uns ist aus dem Mitgliedsbereich kein Fall be-
kannt, in dem es zu derartigen Situationen gekommen ist oder aber die Stimmabgabe gar ver-
weigert wurde. 
 
Aufgrund des fehlenden praktischen Bedürfnisses nach einer Regelung im Sinne des Gesetz-
entwurfes sehen wir für eine entsprechende Änderung des Landeswahlgesetzes (LWahlG) und 
des Gemeinde- und Kreiswahlgesetzes (GKWG) keine Notwendigkeit. Zudem ist die derzeitige 
Rechtslage nach unserer Auffassung ausreichend, um einen hinreichenden Schutz vor Wahlma-
nipulationen zu gewährleisten.  
 
Insofern möchten wir an dieser Stelle auf die einschlägige Kommentierung zu § 32 GKWG ver-
weisen: 
 
„Die GKWO sieht an verschiedenen Stellen Vorkehrungen vor, die sicherstellen sollen, dass ge-
kennzeichnete Stimmzettel nicht von Mitgliedern des Wahlvorstandes oder von Dritten gefälscht 
(z.B. radiert) werden können (insbesondere gegenseitige Beaufsichtigung der einzelnen Wahl-
vorstandsmitglieder, Öffentlichkeitsprinzip bei der Wahlhandlung und der Ermittlung und Feststel-
lung des Wahlbezirksergebnisses sowie Verpackung, Versiegelung und Sicherstellung der 
Stimmzettel bis zur Übergabe an den Gemeindewahlleiter). Im Übrigen ist der Wähler nicht ver-
pflichtet, den in der Wahlzelle bereit gelegten Schreibstift zu verwenden; es bleibt ihm vielmehr 
unbenommen, den Stimmzettel mit einem eigenen mitgebrachten Schreibgerät zu kennzeich-
nen.“ (Asmussen/ Thiel in: KVR SH-GKWG, § 32, Erl. 4 m.w.N.) Aus unserer Sicht bleibt es den 
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jeweiligen Kommunen ebenso unbenommen, dokumentenechte Stifte in Wahlzellen auszulegen. 
Viele Kommunen haben uns mitgeteilt, dass sie bereits dokumentenechte Stifte auslegen. Aber 
auch die teilweise geübte Praxis, herkömmliche Bleistifte auszulegen, ist nach unserer Auffas-
sung aufgrund der genannten Vorkehrungen nicht dazu geeignet, ein Missbrauchsrisiko zu be-
gründen. 
 
Durch § 58 Nr. 10 LWahlG (bzw. § 59 GKWG) wird das Innenministerium u.a. ermächtigt, Rege-
lungen über die Einrichtung und Bekanntmachung der Wahlräume zu treffen. Sollte die Landes-
wahlleitung die Notwendigkeit erkennen, das Auslegen dokumentenechter Stifte in Wahlzellen 
vorzuschreiben, wäre das Innenministerium nach dem bisherigen Wortlaut der gesetzlichen Er-
mächtigung befugt, Einzelheiten über die Ausstattung der Wahlzellen mit dokumentenechten Stif-
ten festzulegen (s. Stellungnahme des stv. Landeswahlleiters v. 18.03.2015, Umdruck 18/4194). 
 
Zudem lassen einzelne Kreise vor der Durchführung von Wahlen den Gemeinde- und Amtsver-
waltungen Durchführungshinweise zukommen, mit denen nochmals auf die zu treffenden Vor-
kehrungen hingewiesen werden. 
 
 
Aus den genannten Gründen sehen wir daher keinen Regelungsbedarf im Sinne des Gesetzent-
wurfs. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
 

 
 
Daniel Kiewitz 
(Referent) 
 




